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7072.1-W

Forderrichtlinie Landesentwicklung — Regionalmanagement (FORLa lll)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fir
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie

vom 16. Oktober 2023, Az. 104-8705/19/15

'Der Freistaat Bayern gewahrt Zuwendungen fiir die Umsetzung von Projekten in Zukunftsthemen der
Landesentwicklung durch Regionale Initiativen nach MaRRgabe dieser Richtlinie und der allgemeinen
haushaltsrechtlichen Bestimmungen. ?Fiir die Zuwendungen gelten insbesondere die Vorschriften der

Art. 23 und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO), die dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften,
die Art. 48, 49 und 49a des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) sowie die zum
Bestandteil der Férderbescheide zu erklarenden Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur
Projektférderung (ANBest-P) oder Aligemeinen Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur Projektférderung
an kommunale Koérperschaften (ANBest-K). *Die Férderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen

der verfiigbaren Haushaltsmittel. “Zuwendungen aus dem Programm stellen freiwillige Leistungen dar

und kénnen nur insoweit bewilligt werden, als dafiir Haushaltsmittel zur Verfligung stehen. °Ein
Zuwendungsantrag kann deshalb unter Umstanden wegen Uberzeichnung des Férderprogramms nicht
bewilligt werden. 8Die nach Haushaltsjahren zugewiesenen Fordermittel unterliegen der Jahrlichkeit.

1. Zweck der Zuwendung

'Durch die Zuwendungen sollen gleichwertige Lebensverhaltnisse und Arbeitsbedingungen in
ganz Bayern, in Stadt und Land (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 der Bayerischen Verfassung) geférdert und
gesichert werden. ?2Im Einzelnen sollen die Zuwendungen dazu beitragen,

— die rdumliche Wettbewerbsfahigkeit der Regionen zu starken,
— die Regionen resilient und zukunftsfahig aufzustellen,

— die Entwicklungschancen der Teilrdume durch Kooperation, Vernetzung und interkommunale
Zusammenarbeit zu nutzen und zu verbessern,

— die Eigeninitiative der regionalen Akteure zur Entwicklung von innovativen,
malfigeschneiderten Lésungen fur gemeinsame Zukunftsfragen vor Ort zu unterstitzen,

— die Burger in die Entwicklung der Region einzubeziehen,
— nachhaltige, von den regionalen Partnern mitgetragene Projekte zu etablieren,

— die soziobkonomischen Auswirkungen der bestehenden und ehemaligen Standorte der
Bundeswehr und der US-Streitkrafte fur die Regionen auszugleichen,

— einen Beitrag zur effizienten Flachennutzung (Flachensparen) zu leisten.

2, Gegenstand der Férderung
2.1 Zukunftsprojekte

'Mit dieser Richtlinie wird die Vorbereitung und Durchfiihrung von neuen, regionalen Projekten
in zentralen Zukunftsthemen der Landesentwicklung durch Regionale Initiativen in Form von
Regionalmanagements und Regionalmarketings gefordert.
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2.2

2.3

2Folgende Zukunftsthemen in fiinf Handlungsfeldern kommen in Betracht:

— Demografischer Wandel (z. B. Konzepte fiir Daseinsvorsorge und Infrastrukturanpassung,
Imagekampagne, Teilhabe am sozialen Umfeld, Jugendprojekte),

— Wettbewerbsfahigkeit (z. B. Innovation, Digitalisierung, Tourismus, Internationalisierung,
Fachkraftesicherung),

— Siedlungsentwicklung (z. B. Innenentwicklung, alternative Wohnformen, Mobilitat,
Flachensparen),

— Regionale Identitat (z. B. Wertschépfungsketten, regionale Produkte, Innenmarketing,
Standortmarketing, kulturelle Projekte),

— Klimawandel (z. B. Regionalisierung der Energiewende, Erneuerbare Energien, Energie- und
Klimaschutzkonzepte, BildungsmaRnahmen zu Klimafragen, Klimaanpassung).

Strategieentwicklung

'Regionen, in denen aktuell keine Regionale Initiative eingerichtet ist, kbnnen nach dieser
Richtlinie einmalig Fordermittel erhalten, um fiir die Region unter Einbindung der relevanten
Akteure eine querschnittsorientierte regionale Entwicklungsstrategie zu erarbeiten. 2Eine
Forderung kommt nur in Betracht, wenn nicht zugleich eine Forderung nach Nr. 2.1 erfolgt.

Ubergangsférderung fiir Regionale Initiativen fiir Militar- und Konversionsstandorte
Ubergangsweise werden mit dieser Richtlinie neue, regionale Projekte Regionaler Initiativen
fur Militar- und Konversionsstandorte nach Nr. 9 gefordert.

Zuwendungsempfanger

'Antrags- und zuwendungsberechtigt sind die rechtsfahigen 6ffentlichen oder privatrechtlichen
Trager von in Abstimmung mit dem Bayerischen Staatsministerium fur Wirtschaft,
Landesentwicklung und Energie (Staatsministerium) eingerichteten Regionalen Initiativen im
Freistaat Bayern. 2Soll die Einrichtung einer Regionalen Initiative durch eine Férderung nach

Nr. 2.2 vorbereitet werden, ist antrags- und zuwendungsberechtigt die raumlich betroffene
Gebietskorperschaft (im Regelfall: Landkreis) bzw. eine der betroffenen Gebietskdrperschaften
im Falle eines Zusammenschlusses mehrerer Gebietskorperschaften einer Region i.S.v. Nr. 2.2,
Zuwendungsvoraussetzungen

Eine Forderung nach dieser Richtlinie kommt nur in Betracht, wenn folgende weitere
Voraussetzungen erfiillt sind:

— Ubereinstimmung der Projekte mit den Festlegungen aus dem Landesentwicklungsprogramm
Bayern und den einschlagigen Regionalplanen,

— Ubereinstimmung der Projekte mit vorhandenen regionalen Entwicklungsstrategien,
— Abstimmung der Projekte mit vorhandenen Entwicklungsinitiativen,

— Beitrag der Projekte zu einer querschnittsorientierten Regionalentwicklung,

— Leitung der Projekte durch die Regionale Initiative,

— die zuwendungsfahigen Ausgaben betragen je Projekt mehr als 10000 Euro und je Antrag
mehr als 25000 Euro,

— Sicherung der Gesamtfinanzierung,
— Vorliegen eines Evaluationskonzepts fiir jeden Bewilligungszeitraum,

— vor der Antragstellung Durchfiihrung eines Beratungsgesprachs mit Vertretern des
zustandigen Fachreferats des Staatsministeriums und dem/der zustandigen ,Beauftragten fiir
Regionalmanagement und Regionale Initiativen® bei den Regierungen sowie

— Antragstellung unter Verwendung des Musterformulars.
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5.2

5.3
5.3.1
5.3.2

5.3.3

Art und Umfang der Zuwendung

Art der Forderung

Die Zuwendung wird als Projektforderung im Wege der Anteilfinanzierung auf Basis der
zuwendungsfahigen Ausgaben gewahrt.

Zuwendungsfahige Ausgaben

Zuwendungsfahig sind nachfolgende Ausgaben, die flr die Vorbereitung und Umsetzung der
geforderten Projekte in dem Bewilligungszeitraum erforderlich sind:

Personalausgaben fiir Regionalmanager/Regionalmanagerinnen sowie weitere
Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen (Assistenz, Sachbearbeitung, geringfligig Beschaftigte) in Hohe
der vergleichbaren TV-L Entgeltgruppe. Eine Besserstellung im Sinne einer Verglitung von
mehr als 20 % Uber dem vergleichbaren TV-L Bruttogehalt fihrt zu einer Foérderschéadlichkeit
der Personalausgaben. Zuwendungsfahig sind das Bruttoentgelt samt Arbeitgeberanteile zur
Sozialversicherung sowie sonstige tarifvertraglich oder kraft betrieblicher Ubung zustehende
Gratifikationen. Personal, das nur zum Teil fur ein geférdertes Projekt tatig ist, erbringt

den Nachweis der projektbezogenen Tatigkeit durch Stundenlisten. Zuwendungsfahig sind
auch Personalausgaben in angemessenem Umfang, die im Zusammenhang mit der
Netzwerkarbeit der Regionalen Initiative entstehen, um ihre Rolle als regionale Drehscheibe
zu starken und den Wissenstransfer und die Zusammenarbeit in der Region zu verstetigen;
hierzu gehéren insbesondere Personalausgaben fiir die Teilnahme an
Fortbildungsveranstaltungen, die im direkten Zusammenhang zu den Forderprojekten stehen,
sowie an Lenkungsgruppensitzungen und Erfahrungsaustauschen des Staatsministeriums
und der jeweils zustéandigen Bezirksregierung nach Nr. 8.6 (bei Erfahrungsaustauschen max.
zwei Vertreter der Regionalen Initiative).

Fahrt- und Ubernachtungsausgaben entsprechend dem Bayerischen Reisekostengesetz
(BayRKG).

Ausgaben fiir Bewirtung bei offentlichkeitswirksamen Veranstaltungen in angemessenem
Umfang.

Ausgaben fiir die Offentlichkeitsarbeit in angemessenem Umfang. Anschaffungen im Bereich
der Offentlichkeitsarbeit sind grundsatzlich férderfahig, soweit der Grenzwert von 5000 Euro
i. S. d. Obergruppe 81 des Gruppierungsplans' nicht Uberschritten wird.

Ausgaben fir Dienstleistungen durch Dritte zu marktublichen Preisen.

Investitionen in digitale Guter zu marktiiblichen Preisen (z. B. Apps, Websites, andere
Online-Angebote).

Hoéhe der Forderung fir Regionalmanagements und Regionalmarketings

Der Basisfordersatz betragt 50 % der unter Nr. 5.2 aufgefiihrten zuwendungsfahigen Ausgaben.

Der Basisfordersatz erhoht sich kumulativ wie folgt:

10 Prozentpunkte, sofern sich der raumliche Wirkungskreis der Regionalen Initiative
mehrheitlich im l&andlichen Raum befindet.

20 Prozentpunkte, sofern sich der raumliche Wirkungskreis der Regionalen Initiative
mehrheitlich im Raum mit besonderem Handlungsbedarf befindet.

10 Prozentpunkte, sofern der rdumliche Wirkungskreis des geforderten Projekts tiber einen
Landkreis hinausgeht.

Eine Eigenbeteiligung von mindestens 10 % der zuwendungsfahigen Ausgaben in Form von
baren Mitteln des Zuwendungsempfangers ist erforderlich.

' Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat
Uber Verwaltungsvorschriften zur Haushaltssystematik des Freistaates Bayern (VV-BayHS) vom 2. Marz 2016
(FMBI. S. 39, ber. S. 146), Anlage 2: Gruppierungsplan (GPI) mit Zuordnungshinweisen.
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5.3.4
5.3.5

5.3.6

54

5.41

5.4.2

5.4.3

544

5.4.5

Die Regelférderung betragt grundsatzlich bis zu 100 000 Euro pro Projektjahr.
'Der Forderbetrag erhoht sich wie folgt:

— Fur Regionalmanagements/Regionalmarketings, deren raumlicher Wirkungskreis sich
mehrheitlich im Raum mit besonderem Handlungsbedarf befindet, erhéht sich der
Forderbetrag um bis zu 50 000 Euro pro Projektjahr.

— Fur Regionalmanagements/Regionalmarketings, die mehr als das vollstandige Gebiet von
zwei Landkreisen umfassen, erhoht sich der Férderbetrag um bis zu 50 000 Euro pro
Projektjahr.

— Fur Regionalmanagements/Regionalmarketings, die mehr als das vollstandige Gebiet von
drei Landkreisen umfassen, erhoht sich der Férderbetrag um bis zu 75000 Euro pro
Projektjahr.

— Fur Regionalmanagements/Regionalmarketings, die wahrend der Foérderperiode dauerhaft
mit einem Regionalen Planungsverband zusammenarbeiten und deren rdumlicher Umgriff
deckungsgleich mit der Planungsregion ist, erhdht sich der Férderbetrag um bis zu
50000 Euro pro Projektjahr.

2Die kumulative Inanspruchnahme der erhéhten Regelférderung nach Nrn. 5.3.5 erster, zweiter
und dritter Spiegelstrich ist ausgeschlossen.

'Die Regionale Initiative Europaische Metropolregion Minchen und die Regionale Initiative
Europaische Metropolregion Niirnberg kénnen jeweils zusatzlich zur Regelférderung einen
Forderbetrag von bis zu 150000 Euro pro Projektjahr beantragen. ?Die Férderungen nach
Nr. 5.3.5 dritter und vierter Spiegelstrich sowie Nr. 5.4 sind fir die Metropolregionen
ausgeschlossen.

Sonderférderungen Flachensparen, Transformationsprozesse, Militar- und Konversionsstandorte
sowie Zielbildungsprozess

Regionale Initiativen, die erganzend zur Regelférderung die Férderung eines Projekts zum
Thema Flachensparen beantragen, erhalten hierfiir wahrend ihrer regularen Férderlaufzeit einen
zusatzlichen Forderbetrag von bis zu 50 000 Euro pro Projektjahr (Sonderférderung
Flachensparen).

"Kommt es im raumlichen Wirkungskreis einer bestehenden oder aufgrund des konkreten
Anlasses neu eingerichteten Regionalen Initiative zu gravierenden wirtschaftlichen Umbrichen
mit erheblichen Auswirkungen auf die Lebens- und Arbeitsverhaltnisse vor Ort, erhalt die
Regionale Initiative auf Antrag fiir bis zu drei Jahre einen von der Férderung nach den Nrn. 5.3.4
bis 5.4.1 unabhangigen zusatzlichen Forderbetrag von bis zu 150 000 Euro pro Projektjahr, um
neue Perspektiven fir die Region aufzuzeigen (Sonderférderung Transformationsprozesse).
°Diese Sonderforderung Transformationsprozesse kann auf Antrag einmalig um bis zu drei Jahre
verlangert werden.

Regionale Initiativen, die erganzend zur Regelférderung die Férderung von Projekten fiir Militar-
und Konversionsstandorte beantragen, erhalten hierfir wahrend ihrer regularen Férderlaufzeit
einen zusatzlichen Forderbetrag von bis zu 100 000 Euro pro Projektjahr, wenn die Militarprasenz
vor Ort oder ihr Wegfall mit erheblichen sozio6konomischen und infrastrukturellen
Herausforderungen fiir die Region verbunden ist und die Projekte einen engen Bezug zum
Militarstandort oder zur Militarkonversion aufweisen (raumlich und inhaltlich und/oder zeitlich)
(Sonderférderung Militar- und Konversionsstandorte).

Regionale Initiativen erhalten auf Antrag erganzend zur Regelférderung einmalig eine
Sonderférderung in Héhe von bis zu 50000 Euro, um einen Zielbildungsprozess
(Strategieentwicklung insbesondere fiir langer bestehende Regionale Initiativen) in der
Region durchzufiihren — méglichst unter Einbeziehung der Bevoélkerung (Sonderférderung
Zielbildungsprozess).

Die Hohe des Fordersatzes sowie die Erforderlichkeit der Eigenbeteiligung bestimmen sich
jeweils nach den Nrn. 5.3.1 bis 5.3.3.
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5.4.6

5.5
5.5.1

5.5.2
5.6

8.2

8.3

8.4

8.5

Verfiigen Regionale Initiativen tiber einen deckungsgleichen rdumlichen Wirkungskreis,
kdénnen die Sonderforderungen Flachensparen, Transformationsprozesse, Militar- und
Konversionsstandorte sowie Zielbildungsprozess nach Abstimmung untereinander jeweils
nur fiir eine Regionale Initiative der Region beantragt werden.

Hoéhe der Forderung der Strategieentwicklung nach Nr. 2.2

Die Hohe des Fordersatzes sowie der Erforderlichkeit der Eigenbeteiligung bestimmen sich nach
den Nrn. 5.3.1 bis 5.3.3.

Die Forderung betragt bis zu 50000 Euro pro Projektjahr fiir bis zu zwei Jahre.
Gebietskategorien

MaRgeblich fir die Gebietskategorien der Nr. 5 sind die Festlegungen des
Landesentwicklungsprogramms Bayern in der jeweils geltenden Fassung zum Zeitpunkt des
Beginns des Forderzeitraums.

Mehrfachforderung

Eine Forderung nach dieser Richtlinie entfallt, wenn fir die Malnahme andere Mittel des
Freistaates Bayern in Anspruch genommen werden.

Antragstellung

'Antrage sind spatestens sechs Wochen vor dem geplanten Forderbeginn bei der zustandigen
Bezirksregierung einzureichen. 2Der Start einer Forderphase ist jeweils zum 1. oder zum

15. eines Monats mdglich. Bei Nichteinhaltung dieser Frist verschiebt sich der Férderbeginn
unter Wahrung der Einreichungsfrist von sechs Wochen auf den nachst moglichen Termin.

Bewilligung

Der Bewilligungszeitraum fir die Férderung von Zukunftsprojekten nach Nr. 2.1 betragt maximal
drei Jahre (Grundphase).

Nach diesem Zeitraum sind Anschlussférderungen von drei weiteren Jahren unter folgenden
Voraussetzungen mdaglich:

— Die in der Grundphase geférderten Zukunftsprojekte haben ausweislich der Auswertung des
Evaluationskonzepts zu der Verbesserung der soziobkonomischen Strukturen der Region
beigetragen (Zielerreichung).

— Die fir die Anschlussférderung beantragten Zukunftsprojekte zielen auf die weitere
Optimierung der sozio6konomischen Strukturen der Region (positive Entwicklungsprognose).

— Feststellung von Zielerreichung und positiver Entwicklungsprognose durch das
zustandige Fachreferat des Staatsministeriums und den zustandigen ,Beauftragten
fir Regionalmanagement und regionale Initiativen“/die zustandige ,Beauftragte fiir
Regionalmanagement und regionale Initiativen“ bei den Regierungen. Die
Abschlussevaluation erfolgt grundsatzlich nach Ablauf des Forderzeitraums, spatestens
aber nach sechs Monaten. Beabsichtigt die Regionale Initiative, eine Anschlussférderung
zu beantragen, so hat die Abschlussevaluation rechtzeitig vor Antragstellung zu erfolgen.

— Die fir die Grundphase geltenden Bestimmungen dieser Richtlinie finden fur die
Anschlussforderung entsprechende Anwendung.

Der Bewilligungszeitraum fir die Férderung einer Strategieentwicklung nach Nr. 2.2 betragt
maximal zwei Jahre.

Die zustandige Bezirksregierung — hdhere Landesplanungsbehdrde — ist die
Bewilligungsbehorde und fir die Abwicklung des Forderverfahrens zustandig.

Zuwendungen durfen nur fur solche Vorhaben bewilligt werden, die noch nicht begonnen
worden sind. ?Die Bewilligungsbehérde kann im Ausnahmefall dem vorzeitigen Vorhabenbeginn
zustimmen; ein Anspruch auf eine Férderung kann hieraus nicht abgeleitet werden.
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8.6

8.7

9.2

9.3

9.4

Der Zuwendungsbescheid enthalt folgende weitere Nebenbestimmungen:

— Fur jedes Projekt fiihrt die Regionale Initiative mit jedem Sachstandsbericht nach Nr. 8.7
eine Zwischenevaluation durch (Dokumentation des Projektfortschritts unter Verwendung
des bereitgestellten Musterformulars).

— Der Zuwendungsempfanger richtet eine Lenkungsgruppe ein, die in Abstimmung mit dem
zustandigen Fachreferat des Staatsministeriums sowie der jeweiligen Bezirksregierung
besetzt und insgesamt mindestens zweimal in der Forderperiode einberufen wird. In diesem
Gremium wird gemeinsam Uber den Fortgang der Projekte diskutiert und entschieden. Es
werden das zustandige Fachreferat des Staatsministeriums und der bzw. die zusténdige
.Beauftragte flir Regionalmanagement und regionale Initiativen* bei den Regierungen zu
einer Sitzung der Lenkungsgruppe zugezogen. Soweit zwei Lenkungsgruppensitzungen
angesetzt werden, findet die erste Lenkungsgruppensitzung in der Mitte der Férderperiode
statt (Zwischenbilanz und ggfs. Kurskorrektur); die zweite Lenkungsgruppensitzung findet am
Ende der Forderperiode statt (Bilanz der Férderperiode und Ausblick).

— Die Auszahlung des Restbetrages in Hohe von 10 % der Zuwendung (Einbehalt) erfolgt nach
der Prifung des Verwendungsnachweises. Spatestens sechs Monate nach Ablauf der
Forderphase ist bei der zustandigen Bezirksregierung ein Verwendungsnachweis zur
Forderphase einzureichen.

— Bei Veranstaltungen, auf Kommunikations- und Informationsmaterialien, auf Webseiten sowie
bei sonstigen offentlichkeitsbezogenen MaRnahmen (MalRnahmen, die darauf ausgerichtet
sind, die Projekte der Regionalen Initiativen sowie die Regionalen Initiativen selbst der
interessierten Offentlichkeit zu prasentieren) im Rahmen der geférderten Projekte ist auf die
Forderung durch das Staatsministerium hinzuweisen.

— Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet, der zustandigen Bezirksregierung und dem
Staatsministerium auf Anfrage Auskunft zu den geférderten Projekten zu geben.

— Die Regionale Initiative sollte an den Erfahrungsaustauschen des Staatsministeriums und der
jeweils zustandigen Bezirksregierung teilnehmen.

'Die Auszahlung der zugewiesenen Zuwendungen kann in zwei Teilbetragen je Haushaltsjahr
erfolgen. 2Jedem Auszahlungsantrag, der an die zustandige Bezirksregierung zu richten ist, ist
ein hinsichtlich Projektfortschritt aussagekraftiger Sachstandsbericht beizufliigen.

Ubergangsférderung fiir Regionale Initiativen fiir Militir- und Konversionsstandorte

'Regionale Initiativen flr Militar- und Konversionsstandorte kénnen Ubergangsweise aufgrund
dieser Richtlinie eine eigenstandige Férderung beantragen. ?Die Ubergangsférderung kann
maximal bis zum Ende des Bewilligungszeitraums fur die verbeschiedene Forderung des
Regionalmanagements/Regionalmarketings nach der Férderrichtlinie Landesentwicklung —
FORLa vom 5. November 2020 (BayMBI. Nr. 670), zuletzt gedndert mit Bekanntmachung
vom 5. August 2021 (BayMBI. Nr. 588) in dieser Region in Anspruch genommen werden.
3Eine weitergehende eigenstéandige Forderung der Regionalen Initiative fir Militar- und
Konversionsstandorte nach diesem Zeitpunkt ist ausgeschlossen. “Es besteht stattdessen
die Moglichkeit der Beantragung einer Sonderforderung nach Nr. 5.4.3 durch die Regionale
Initiative fir Regionalmanagement/Regionalmarketing.

'Bei bestehenden Standorten der Bundeswehr und der US-Streitkrafte kommt eine
Ubergangsférderung nur in Betracht, wenn die Militdrprasenz vor Ort mit erheblichen
soziodkonomischen und infrastrukturellen Herausforderungen fiir die Region verbunden ist
und Forderprojekte umgesetzt werden sollen, die im direkten Kontext zu diesen Auswirkungen
stehen. 2Dariiber hinaus sind die Zuwendungsvoraussetzungen nach Nr. 4 zu erfiillen.

"Hinsichtlich Art und Umfang der Zuwendungen gelten die Nrn. 5.1 und 5.2. ?Die Hohe des
Fordersatzes sowie die Erforderlichkeit der Eigenbeteiligung bestimmen sich nach den Nrn. 5.3.1
bis 5.3.3. 3Die Regelférderung betragt grundsatzlich bis zu 150 000 Euro pro Projektjahr.
4Dariber hinaus gelten Nrn. 5.4.1 und 5.6.

Im Ubrigen gelten die Vorschriften Nrn. 6 und 7.
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9.5 Nr. 8 gilt mit folgenden Modifikationen fir Regionale Initiativen fir Militar- und
Konversionsstandorte, deren Bewilligungszeitraum fiir die Ubergangsférderung weniger als
zwei Jahre betragt:

— Abweichend von Nr. 8.2 entfallt ausnahmsweise die Abschlussevaluation. In diesem Fall ist
der Abschlussbericht mit Aussagen zur Zielerreichung ausreichend.

— Abweichend von Nr. 8.6 ist eine Lenkungsgruppe einzusetzen, die in Abstimmung mit dem
zustandigen Fachreferat des Staatsministeriums und der jeweiligen Bezirksregierung besetzt
und einmal in der Forderperiode einberufen wird.

10. Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft; sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2026 auler Kraft.

Dr. Ulrike Woll f
Ministerialdirektorin

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strau-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstral’e 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.ll@jv.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaBiger Tag der Verdffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de verdffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verklindungsplattform Bayern ist firr jedermann kostenfrei verfligbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verklindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 7 von 7



	Förderrichtlinie Landesentwicklung – Regionalmanagement (FöRLa III) 
	1. Zweck der Zuwendung
	2. Gegenstand der Förderung
	2.1 Zukunftsprojekte 
	2.2 Strategieentwicklung 
	2.3 Übergangsförderung für Regionale Initiativen für Militär- und Konversionsstandorte 

	3. Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art und Umfang der Zuwendung
	5.1 Art der Förderung 
	5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 
	5.3 Höhe der Förderung für Regionalmanagements und Regionalmarketings 
	5.3.1 
	5.3.2 
	5.3.3 
	5.3.4 
	5.3.5 
	5.3.6 

	5.4 Sonderförderungen Flächensparen, Transformationsprozesse, Militär- und Konversionsstandorte sowie Zielbildungsprozess 
	5.4.1 
	5.4.2 
	5.4.3 
	5.4.4 
	5.4.5 
	5.4.6 

	5.5 Höhe der Förderung der Strategieentwicklung nach Nr. 2.2 
	5.5.1 
	5.5.2 

	5.6 Gebietskategorien 

	6. Mehrfachförderung
	7. Antragstellung
	8. Bewilligung
	8.1 
	8.2 
	8.3 
	8.4 
	8.5 
	8.6 
	8.7 

	9. Übergangsförderung für Regionale Initiativen für Militär- und Konversionsstandorte
	9.1 
	9.2 
	9.3 
	9.4 
	9.5 

	10. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	Impressum 



